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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Kommission kündigt Maßnahmen für sichere und nachhaltige Einfuhren 
elektronisch gehandelter Produkte an 

Die Europäische Kommission will weitere Maßnahmen gegen Risiken durch 
Einfuhren von geringem Wert ergreifen, die von Online-Einzelhändlern aus 
Drittländern und über Marktplätze, auf denen Händler aus Nicht-EU-Ländern tätig 
sind, verkauft werden. 

Die Maßnahmen sind Teil der Mitteilung über den elektronischen 
Geschäftsverkehr mit dem Titel „Ein umfassendes EU-Instrumentarium für einen 
sicheren und nachhaltigen elektronischen Geschäftsverkehr". Darin schlägt die 
Kommission unter anderem Maßnahmen in den Bereichen Zoll und Handel (z. B. 
die Einführung von Zollkontrollen), im Bereich des Verbraucherschutzes und der 
Gesetze über digitale Dienste und digitale Märkte vor. 

Unter anderem werden neue gemeinsame Maßnahmen vorgeschlagen, um 
Bedenken auszuräumen, die sich aus der Zunahme unsicherer, gefälschter und 
anderweitig nicht konformer oder illegaler Produkte ergeben, die auf den EU-
Markt gelangen: 

• Zollreform, einschließlich der Forderung an die beiden 
gesetzgebenden Organe, das vorgeschlagene Reformpaket für 
die Zollunion rasch anzunehmen, um eine schnelle Umsetzung 
neuer Vorschriften zu ermöglichen, mit denen gleiche 
Wettbewerbsbedingungen im Bereich des elektronischen 
Handels geschaffen werden, 

• Gezielte Maßnahmen für eingeführte Waren, einschließlich der 
Einführung koordinierter Kontrollen der Zoll- und 
Marktüberwachungsbehörden sowie koordinierte Maßnahmen 
im Bereich der Produktsicherheit, 

• Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher auf Online-
Marktplätzen, 

• Einsatz digitaler Instrumente, z. B. des digitalen Produktpasses 
und neuer KI-Tools zur Erkennung potenziell nicht konformer 
Produkte. 

Ausblick 

Die Kommission ruft die Mitgliedstaaten, die beiden gesetzgebenden Organe und 
alle Interessenträger zur Zusammenarbeit bei der Umsetzung der in der Mitteilung 
dargelegten Maßnahmen auf. 

Innerhalb eines Jahres wird die Kommission die Wirkung der angekündigten 
Maßnahmen bewerten und einen Bericht über die Ergebnisse der verstärkten 
Kontrollen veröffentlichen. 
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Fundstelle 

Pressemitteilung der EU-Kommission vom 5. Februar 2025.  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_25_410
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 13. Februar 2025 

 
 
Die Einkünfte aus unselbständiger Arbeit eines im Inland 
ansässigen Piloten, der von einem in der schweizerischen 
Eidgenossenschaft (Schweiz) ansässigen Unternehmen im 
internationalen Luftverkehr eingesetzt wird, sind nur insoweit von 
der deutschen Einkommensteuer (unter Progressionsvorbehalt) 
freizustellen, als er seine Tätigkeit nach dem Territorialitätsprinzip 
auf Schweizer Boden und im Schweizer Luftraum ausübt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Die Besteuerung von Einsätzen aus einem virtuellen 
Automatenspiel gemäß §§ 36 ff. des Rennwett- und 
Lotteriegesetzes ist bei summarischer Beurteilung mit 
verfassungsrechtlichen und unionsrechtlichen Vorgaben vereinbar 
(Anschluss an Senatsbeschluss vom 14.02.2023 - IX B 42/22 
(AdV)). 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Die Tatbestände, die nach § 1 Abs. 3 VersStG i.d.F. des 
Verkehrsteueränderungsgesetzes beim Bestehen eines 
Versicherungsverhältnisses mit einem Versicherer, der in einem 
Drittstaat niedergelassen ist, die Steuerpflicht begründen, stehen 
selbständig nebeneinander. Insbesondere lässt sich aus den in § 1 
Abs. 3 Nr. 3 VersStG genannten Bedingungen keine 
Einschränkung des Anwendungsbereichs von § 1 Abs. 3 Nr. 1 
VersStG ableiten. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 

Urteil VI R 28/22: DBA-
Schweiz 1971/2010: 
Abkommensrechtliche 
Aufteilung der 
Einkünfte eines im 
internationalen 
Luftverkehr 
eingesetzten Piloten 
 
 
 
24. Oktober 2024 
 

Beschluss IX B 93/24 
(AdV): Keine 
ernstlichen Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit 
der Virtuellen 
Automatensteuer 
 
 
 
 
 
29. Januar 2025 
 

 

 
Beschluss V B 47/23: 
Zur Versicherung-
steuerpflicht bei 
Betriebsstätten in 
Drittstaaten 
 
 
 
 
 
 
30. Januar 2025 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520010/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520011/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202520012/


5 

Rechtsprechung im Blog 
 

Ableitung des Anteilswerts einer Kapitalgesellschaft aus Verkäufen 
zwischen fremden Dritten 
Der Wert von Anteilen an einer nicht börsennotierten Kapitalgesellschaft ist nicht 
nach § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG auf den Substanzwert begrenzt, wenn eine 
Ableitung des (niedrigeren) gemeinen Werts aus Verkäufen unter fremden Dritten, 
die weniger als ein Jahr zurückliegen, nach § 11 Abs. 2 Satz 2 BewG möglich ist. 
Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig war, ob der gemeine Wert eines Anteils an einer GmbH gemäß § 11 Abs. 
2 Satz 2 Bewertungsgesetz (BewG) aus Einziehungen von Geschäftsanteilen 
abgeleitet werden kann. Nach Satz 2 ist der gemeine Wert vorrangig aus 
Verkäufen unter fremden Dritten abzuleiten, die am Stichtag weniger als ein Jahr 
zurückliegen. 
Die Klägerin zu 1. ist eine GmbH und Familienholdinggesellschaft, die 
insbesondere Beteiligungen an anderen Gesellschaften hielt. Die Kläger zu 2. und 
3. sind Erben ihrer 2014 verstorbenen Mutter (M). M gehörten ca. 9,95 % der 
Anteile an der Klägerin zu 1. 
Bereits seit dem Jahr 2009 waren mehrfach Einziehungen von 
Teilgeschäftsanteilen an der Klägerin zu 1. jeweils zu einem Einziehungskurs von 
400 % des jeweiligen Nennkapitals sowie ein Anteilsverkauf unter Gesellschaftern 
zu einem Veräußerungspreis von 400 % des Nennkapitals erfolgt. Im Februar 
2015 erfolgten zwei Einziehungen von Teilgeschäftsanteilen an der Klägerin zu 1. 
zu einem Einziehungskurs von 400 %. Die jeweils verbliebenen Anteile wurden 
verhältnismäßig aufgestockt. Im Jahr 2018 wurde ein weiterer Anteil an der 
Klägerin zu 1. unter Gesellschaftern zu einem Kurs von 380 % des Nennkapitals 
verkauft. 
Das Finanzamt stellte den Wert der Anteile an der Klägerin zu 1. nach einer 
Betriebsprüfung unter Ansatz des Substanzwerts fest. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Eine Ableitung des gemeinen Werts der Anteile an der Klägerin zu 1. nach § 11 
Abs. 2 Satz 2 BewG aus zeitnahen Verkäufen unter Heranziehung eines 
Einziehungskurses von 400 % des Nennwerts kommt nicht in Betracht. 
Dass der Mindestwert nach § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG keine Anwendung bei der 
Ableitung des gemeinen Werts aus zeitnahen Verkäufen unter fremden Dritten 
findet, ergibt sich aus dem Zweck der Norm, den gemeinen Wert der Anteile an 
einer Kapitalgesellschaft zu ermitteln (teleologische Auslegung) und aus der 
inneren Systematik (systematische Auslegung). 
§ 11 Abs. 2 Satz 1 BewG enthält das Bewertungsziel des Gesetzgebers und 
entspricht § 9 Abs. 1 BewG sowie den verfassungsrechtlichen Vorgaben aus Art. 
3 Abs. 1 des Grundgesetzes, nach denen die einzelnen Vermögensgegenstände 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228594/bewertung-eines-gmbh-anteils-mit-dem-gemeinen-wert-nach-11-abs.-2-bewg-durch-ableitung-aus-der-einziehung-von-geschaeftsanteilen/
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wegen der zugrunde liegenden Belastungsentscheidung des Gesetzgebers bei 
der Erbschaft- und Schenkungsteuer mit einem Annäherungswert an den 
gemeinen Wert zu bewerten sind (BVerfG, Beschluss vom 07.11.2006, 1 BvL 
10/02, BVerfGE 117, 1, BStBl II 2007, 192, Leitsatz 2.a). 
Ist die Ableitung des gemeinen Werts aus zeitnahen Verkäufen zwischen fremden 
Dritten möglich und damit das verfassungsrechtlich gebotene Bewertungsziel 
nach § 11 Abs. 2 Satz 1 BewG erreicht, ist kein Grund ersichtlich den durch 
Ableitung aus zeitnahen Verkäufen gefundenen gemeinen Wert durch einen 
anderen, namentlich höheren Substanzwert nach § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG zu 
ersetzen. 
Ein Ansatz der Anteile an der Klägerin zu 1. mit einem Einziehungskurs in Höhe 
von 400 % des Nennkapitals als Ableitung des gemeinen Werts aus zeitnahen 
Verkäufen unter fremden Dritten nach § 11 Abs. 2 Satz 2 BewG kommt nicht in 
Betracht, so dass nach § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG der Substanzwert als 
Mindestwert anzusetzen ist. 
Zur Ableitung des gemeinen Werts aus Verkäufen zwischen fremden Dritten nach 
§ 11 Abs. 2 Satz 2 BewG können solche Verkäufe nicht herangezogen werden, 
bei denen über Jahre hinweg regelmäßig derselbe Preis zugrunde gelegt wird. 
Ein solcher Ansatz zeigt, dass die Beteiligten den Preis gerade nicht unter den 
Bedingungen des gewöhnlichen Geschäftsverkehrs nach den 
marktwirtschaftlichen Grundsätzen von Angebot und Nachfrage unter 
Heranziehung objektiver Wertmaßstäbe, zu denen vor allem das 
Gesamtvermögen und die Ertragsaussichten gehören, gebildet haben (vgl. BFH-
Urteil vom 15.07.1998, II R 23/97, BFH/NV 1998, 1463, m.w.N., unter II.1.).  
Ist eine Ableitung des gemeinen Werts aus Verkäufen zwischen fremden Dritten, 
die weniger als ein Jahr zurückliegen, nicht möglich, so ist nach § 11 Abs. 2 
Satz 2 BewG der gemeine Wert unter Berücksichtigung der Ertragsaussichten der 
Kapitalgesellschaft oder einer anderen anerkannten, auch im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr für nichtsteuerliche Zwecke üblichen Methode zu ermitteln. 
Ob der Substanzwert nach § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG eine andere im 
Geschäftsverkehr anerkannte Methode im Sinne des § 11 Abs. 2 Satz 2 BewG 
ist, kann dahinstehen. Jedenfalls darf ein nach § 11 Abs. 2 Satz 2 BewG 
ermittelter Wert den Substanzwert nach § 11 Abs. 2 Satz 3 BewG nicht 
unterschreiten. Ein nach § 11 Abs. 2 Satz 2 BewG ermittelter Wert könnte daher 
nur gleich hoch oder höher sein als der Substanzwert nach § 11 Abs. 2 Satz 3 
BewG.  
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 25. September 2024 (II R 15/21), veröffentlicht am 6. Februar 
2025. 
 
 
Ableitung des gemeinen Werts von Kapitalgesellschaftsanteilen aus 
Verkäufen; Berücksichtigung eines Holdingabschlags 
Bei der Bewertung eines nicht börsennotierten Anteils an einer Kapitalgesellschaft 
für Zwecke der Schenkungsteuer kann ein pauschaler Holdingabschlag nicht 
abgezogen werden. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510011/
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Sachverhalt 
Im Streitfall schenkte der Vater seinen Kindern Anteile an der Klägerin, einer 
Familienholding-Gesellschaft. Den Wert der Anteile für Zwecke der 
Schenkungsteuer ermittelte die Klägerin dadurch, dass sie als Grundlage über 60 
Verkäufe anderer Geschäftsanteile aus einem Zeitraum von 12 Monaten vor der 
Schenkung heranzog. Die Verkäufe hatten überwiegend zwischen (entfernter 
verwandten) Familienangehörigen stattgefunden. Die Kaufpreise richteten sich 
nach dem durch die Steuerabteilung der Klägerin ermittelten Substanzwert ("Net 
Asset Value") des Unternehmens. Davon wurde ein pauschaler Abschlag von 20 
% vorgenommen. 
Das Finanzamt erkannte zwar die Wertermittlung nach dem 
Substanzwertverfahren an, ließ aber den Holding-Abschlag nicht zum Abzug zu. 
Das Finanzgericht Düsseldorf sah das anders. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH gab in der Revision dem Finanzamt Recht und beließ es bei der 
Bewertung mit dem Substanzwert ohne Holdingabschlag. 
Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts konnte der Wert der geschenkten 
Anteile nicht aus Verkäufen unter fremden Dritten abgeleitet werden, da die 
Preisbildung nicht im gewöhnlichen Geschäftsverkehr - Stichwort "Freier Markt" - 
stattgefunden hatte. 
Danach war der durch die Steuerabteilung der Klägerin ermittelte Substanzwert 
anzusetzen. 
Zudem konnte entgegen der Auffassung des Finanzgerichts der Holding-
Abschlag nicht angesetzt werden. Dieser wurde im Streitfall rein empirisch und 
deshalb zu pauschal durch die Klägerin ermittelt. Nach der ständigen 
Rechtsprechung des BFH müssen zur Ermittlung des gemeinen Werts 
vorgenommene Abschläge objektiv und konkret auf das jeweilige 
Bewertungsobjekt angesetzt werden. 
Im Streitfall bezog sich der Abschlag nicht auf die jeweils verkauften Anteile, 
sondern blieb pauschal in Höhe von 20 % über einen langen Zeitraum 
unverändert. Zudem sollte er nach Darstellung der Klägerin hauptsächlich die 
Tatsache abbilden, dass Holding-Anteile aufgrund ihrer internen Beschränkungen 
schwerer zu verkaufen seien als andere Gesellschaftsanteile. 
Dabei handelt es sich aber um "persönliche Verhältnisse", die nach § 9 Abs. 2 
Satz 3, Abs. 3 Bewertungsgesetz bei der Bewertung für Zwecke der 
Schenkungsteuer nicht berücksichtigt werden dürfen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 25. September 2024 (II R 49/22), veröffentlicht am 6. Februar 
2025, vgl. die Pressemitteilung 006/25. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
 
 
 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202510013/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/ableitung-des-gemeinen-werts-von-kapitalgesellschaftsanteilen-aus-verkaeufen-beruecksichtigung-eines-holdingabschlags/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/247376/no-allowance-of-flat-rate-holding-discount-when-determining-the-market-value-of-shares-in-a-corporation-from-sales/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Business Meldungen 
 
Änderung der Ad hoc-Publizität durch den EU Listung Act 
 
Der EU-Gesetzgeber hat mit dem EU Listing Act ein Maßnahmenpaket 
geschaffen, um die Attraktivität der Teilnahme am Kapitalmarkt zu steigern. Der 
folgende Beitrag zeigt auf, welche Änderungen der Ad hoc-Publizitätspflicht sich 
daraus ab Juni 2026 ergeben werden, und beleuchtet die praktischen 
Auswirkungen. 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Steuern zum Frühstück 
Webcast, 27.02.2025 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/247434/aenderung-der-ad-hoc-publizitaet-durch-den-eu-listung-act/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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